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Sachverhalt und Antrãge 

Auf die europäische Patentanmeldung Nr. 82 110 493.2 ist 
am 3. Juni 1987 das europãische Patent Nr. 0 082 300 
erteilt worden. 

Gegen das erteilte Patent habén die Beschwerdeführerin 
(Eisprechende 02) sowie die weiteren Verfahrensbeteiligten 
(Einsprechende 01 und 03) Einspruch eingelegt und den 
Widerruf des Patents wegen mangeinder Neuheit bzw. 
inangeinder erfinderischen Tàtigkeit beantragt. 

Von den iirt Einspruchsverfahren zum Nachweis des Standes 
der Technik herangezogenen Dokumenten ist un Beschwerde-
verfahren nur auf folgendes verwiesen worden: 

(D6) DE-A-2 942 987. 

In einer am Ende der mündlichen Verhandlung am 
9. Oktober 1980 verkündeten Zwischenentscheidung, in 
schriftlich begründeter Form zur Post gegeben am 
21. November 1989, hat die Einspruchsabteilung im Hinblick 
auf Artikel 102 (3) EPU festgestellt, daB unter Berück- 
sichtigung der von der Patentinhaberin (Beschwerde-

gegnerin) un Einspruchsverfahren vorgenominenen Anderungen 

das Patent und die Erfindung, die es zuin Gegenstand hat, 
den Erfordernissen des EPU genügen. 

IV. 	Gegen diese Entscheidung hat die Beschwerdeführerin am 
19. Januar 1990 unter gleichzeitiger Zahiung der 
Beschwerdegebühr Beschwerde eingelegt. 

In der am selben Tag eingegangenen Beschwerdebegründung 
stelite die Beschwerdeführerin vor allein die grund-
sâtzliche Vereinbarkeit der angefochtenen .Zwischen-
entscheidung mit dem EPU in Frage. 
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V. 	In einer Mitteilung der Beschwerdekainmer vom 
4. November 1991 nach Artikel 11 (1) VOBK wurde u. a. auf 
die Entscheidung T 89/90 der Beschwerdekammer 3.5.2 voxn 
27. November 1990 (Leitsatz verôffentlicht in AB1. EPA 
1991/07) hingewiesen, in der die Zulãssigkeit einer 
beschwerdefàhigen Zwischenentscheidung im Einspruchs-
verfahren bejaht wird. (Die Beschwerdeführerin war auch un 
Fall T 89/90 als Beschwerdeführerin beteiligt). 

VI. 	Auf diese Nitteilung hin hat die Beschwerdefuhrerin mit 
Eingabe vom 10. Februar 1992 drei neue Dokuinente zum Stand 
der Technik genannt, und zwar: 

"Kraftfahrtechnisches Taschenbuch" der Firma 
Bosch, 1984, 19. Auflage, Seiten 518, 519 und 
578; 

tHandbuch der Kraftfahrzeugtechnik", W. Heyne-
Verlag, München, 1976, Band 2,. Seite 942; 

DIN-Norm 74000. 

In einer weiteren Eingabe vom 19. Mãrz 1992 hat sie 
unter Bezugnahme auf verschiedene, in der Entscheidung 
T 89/90 nicht angesprochene Gesichtspunkte ihre Auffassung 
bekràftigt, daB die angefochtene Zwischerientscheidung 
nicht konventionskonform sei. 

VII. 	Es wurde am 5. Mai 1992 inündlich verhandelt. Für die 
ordnungsgemã8 geladene Einsprechende 01 (weitere 
Verfahrensbeteiligte) ist, vie vorher schriftlich 
angekündigt, niemand erschienen. 

In der mündlichen Verhandlung überreichte die 
Beschwerdegegnerin neue Unterlagen (Patentanspruch, 
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VIII. 

Beschreibung und Zeichnung), auf deren Basis sie die 
Aufrechterhaltung des Patents in geãndertexn Uinfang 
beantragte. 

Der einzige Patentanspruch hat fo1gendenWort1aut: 

"Multiplex-Verkabelungssystem für Fahrzeuge mit einexn 
zentralen Sender (1) und mnehreren Unterverteilungen (3 bis 
7), die über ein Leitungssystein mit dem Sender verbunden 
sind, wobei an die Unterverteilungen jeweils mehrere 
Verbraucher und/oder Geber angeschlossen sind, wobei das 
Leitungssystemn sternfórmig ausgebildet 1st und aus 
separaten Verbindungsleitungen (11, 12) zwischen demn 
Sender (1) und den tlnterverteilungen (3 bis 7) besteht, 
wobei die Versorgungsleitungen (11) durch Sicherungen (10) 
einzeln abgesichert sind, dadurch gekennzeichnet, da8 
bestimnmte Verbraucher auf einer Fahrzeugseite durch eine 
tinterverteilung für die andere Fahrzeugseite über 
Querleitungen (13, 14) maitgeschaltet werden.t" 

Die Beschwerdeführerin stelite folgende Anträge: 

Die angefochtene Zwischenentscheidung als nicht 
konventionskonformn aufzuheben und die Sache an die 
Einspruchsabteilung mit der Nal3gabe zurückzu-
verweisen, das Einspruchsverfahren in Ubereinstimnmnung 
mit Regel 58(5) EPU weiterzuführen. 

Die Beschwerdegebühr zurückzuzahlen, falls dem 
Antrag 1 stattgegeben wird. 

Hilfsweise vor Beschlu3fassung die GroBe Beschwerde-
kamnmer mit folgenden Rechtsfragen zu befassen, 

a) 	ob es zulâssig 1st, bei Einverständnis des 
Patentinhabers mit der für die Aufrechterhaltung 
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des europàischen Patents in geãndertem Umfang 
vorgesehenen Fassung vor der gemâB Regel 58 (5) 
in Verbindung mit Art. 102 (3) b) EPTJ 
vorgesehenen Aufforderung an den Patentinhaber 
eine beschwerdefâhige Zwischenentscheidung 
bezüglich der Frage der erfinderischen Tàtigkeit 
zu erlassen und 

b) 	ob es gegebenenfalls der Einsprechenden nach 
einer Entscheidung der Beschwerdekanuner über 
eine Beschwerde zu einer beschwerdefàhigen 
Zwischentscheidung verwehrt werden kann, gegen 
den AufrechterhaltungsbeschluB geinã8 
Art. 102 (3) EPU Beschwerde einzulegen mit dem 
Ziel, die Frage der Patentfâhigkeit der 
Erfindung einer erneuten Prufung zu unter-
ziehen. 

4. 	Hilfsweise, die Zwischenentscheidung aufzuheben und 
festzustellen, daB das Patent und die Erfindung, die 
es zuin Gegenstand hat, unter Berücksichtigung der von 
der Beschwerdegegnerin vorgenommenen Anderungen, den 
Erfordernissen des EPU nicht genügen. 

IX. 	Die im schriftlichen Verfahren und wàhrend der mündlichen 
Verhandlung vorgebrachten Argumente der Beschwerdeführerin 
zur Stützung ihrer Antràge lassen sich wie folgt 
zusainmenfassen: 

A. Nachdein die Beschwerdeführerin in der mündlichen 
Verhandlung vor der Einspruchsabteilung ihr Nicht-
einverstàndnis mit den von der Beschwerdegegnerin 
vorgelegten Unterlagen erklàrt hatte, sei die 
Einspruchsabteilung bei der gegebenen Sachiage 
gehalten gewesen, nach Regel 58 (5) EPU zunàchst über 
die Fortsetzung des Einspruchsverfahrens zu befinden 
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und für den Fall der Nicht-Fortsetzung die 
Beschwerdegegnerin aufzufordern, innerhaib der 
vorgesehenen Frist die Druckkostengebühr für eine 
neue europäische Patentschrift zu entrichten und eine 
Ubersetzung der geänderten Patentansprüche eirkzu-
reichen. Erst nach Erfüllung dieser Erfordernisse 
ware das Einspruchsverfahren mit einer Entscheidung 
nach Artikel 102 (3) abzusch].ieBen gewesen. Anstelle 
dieser durch die EPU vorgeschriebenen Vorgehensweise 
habe die Einspruchsabteiiung jedoch die angefochtene 
beschwerdefâhige Zwischenentscheidung getroffen. 
Hierzu gebe das EPU keinen Raum. 

Die Vorgehensweise der E inspruchsabte i lung sei für 
die Beschwerdeführerin von Nachteil, weil sie dadurch 
zur vorzeitigen Einlegung einerBeschwerde gezwungen 
worden sei, obwohl keine Kiarheit darüber geherrscht 
habe, ob die Beschwerdegegnerin die notwendigen 
Schritte zur Aufrechterha1tung des Patents erledigen 
würde. Diese Vorgehensweise basiere offensichtlich 
auf der Mitteilung des EPA von 14. Juli 1989 über die 
Anwendung der Regel. 58 (4) EPU in Einspruchsverfahren 
(AB1. EPA 1989, 393) und werde in wesentlichen damit 
begrundet, daB.ein Patentinhaber von einer zwei-
inaligen Belastung nit Druck- und Ubersetzungskosten 
verschont bleiben solite. 

Diese Begründung sei aber aus folgenden Uberlegungen 
nicht stichhaltig: 

In Falle der Aufrechterhaltung eines Patents in 
geàndertem Uinfang inü3te (entgegender derzeitigen 
Amtspraxis) das Einspruchsverfahren mit einer End-
entscheidung nach Artikel 102 (3) EPU abgeschlossen 
werden. Diese Endentscheidung sei nach Artikel 106 
(1) EPU mit der Beschwerde anfechtbar nit den Ziel, 
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die Patentfãhigkeit des Gegenstands des Patents 
insbesondere im Hinblick auf neu eingefuhrten Stand 
der Technik nochinals überprüfen zu lassen. Dies 
treffe zu, gleichgültig ob bereits eine Beschwerde 
gegen die Zwischenentscheidung der Einspruchs-
abteilung eingelegt worden sei oder nicht, denn der 
Verzicht auf die zugelassene gesonderte Beschwerde 
gegen die Zwischenentscheidung kônne nicht als em 
Verzicht auf das Beschwerderecht gegeri die 
Endentscheidung ausgelegt werden. Werde aber eine 
Beschwerde gegen die Zwischenentscheidung eingelegt 
und diese Zwischenentscheidung durch die Beschwerde-
kaminer bestãtigt, dann stehe es einem Einsprechenden 
zu, neuen Stand der Technik in das Verfahren 
einzuführen, nachdein die Beschwerdekainmer die Sache 
an die Einspruchsabteilung zurückverwiesen hat, damit 
diese die Endentscheidung treffe. Die Einspruchs-
abteilung sei gemàB Artikel 114 (1) EPU gehalten, 
diesen Stand der Technik zu würdigen, bevor sie die 
Endentscheidung treffe, da sie nach Artikel 111 (2) 
EPU nur an die rechtliche Beurteilung der Beschwerde-
kainxner gebunden sei, soweit der Tatbestand derselbe 
sei. Dies sei bei einem neu eingefuhrten Stand der 
Technik nicht gegeben. Dern Einsprechenden könne das 
Recht nicht verwehrt werden, gegen die unter Berück-
sichtigung des neuen Standes der Technik getroffene 
Endentscheidung erneut Beschwerde einzulegen. 

Daraus ergebe sich, daB der "Zwischenentscheidungs-
weg "  nicht zwangsweise zu der dainit beabsichtigten 
Straffung des Einspruchsverfahrens und zu der 
beabsichtigten Kosteneinsparung auf seiten des 
Patent inhabers führe. 

B. 	un vorliegenden Fall bestehe zudem ein Widerspruch 
zwischen dein Tenor und der Begründung der Zwischen- 
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- entscheidung, so daB esunklar sei, ob es sich urn 
• eine Entscheidung nach Artikel 102 (2), eine 
Entscheidung nach Artikel 102 (3) oder eine Zwischen-
entscheidung nach Artikel 106 (3) EPU hand1e.Auch 
aus diesein Grunde sei eine Aufhebung der angefoch-
tenen Entscheidung 7 geboten. 

Dern neu vorgelegten Patentanspruch mangele es an 
einer Stütze in der Beschreibung, so daB er dem 
Artikel 84 EPU nicht entspreche. Lu Anspruch werde 
nàmlich von "bestiinmten Verbrauchern" gesprochen, in 

• 	 der Beschreibung aber heiBe es "wichtige 
Verbraucher", und in diesern Zusammenhang seien 
konkret lediglich Begrenzungsleuchten erwähnt Der 
Anspruch inüBte daher auf Begrenzungsleuchten 
eingeschrãnkt werden. Zwischen der in der 
Beschreibung gesteliten, aligernein formulierten 
Aufgabe und der jut Anspruch enthaltenen Lösung 
bestehe ein Widerspruch. Objektiv gesehen bestehe die 
Aufgabe lediglich darin, Mai3nahinen zu treffen, darnit 
beim Ausfall eines Unterverteilers für eine 
Begrenzungsleuchte die sicherheitsnotwendige 
Begrenzungsbeleuchtung aufrechterhalten wird. 

Der zuständige Fachinann sei jut aligeuteinen mit 
sicherheitstechnischen MaBnahinen bei Fahrzeugen 
vertraut, so. z. B. mit der Gestaltung von Zweikreis-
Breinsanlagen. In diesein Zusaininenhang sei es ailgeinein 
bekannt, vgl. die Dokuinente D8 und D10, die 
Bremskraftaufteilung nach DIN 74 000 - LL so 
vorzunehuten, daB jeder Breinskreis auf beide Breinsen 
der Vorderachse und auf ein jeweiliges Hinterrad 
wirke. Dabei seien das Breinspedal dern Sender, die 
Hauptbreinszylinder den Unterverteilungen, und die 
Radbremszylinder den Verbrauchern des beanspruchten 
Nultiplexsystems gleichzusetzen. Irn Sinne des 
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vorliegenden Anspruchs werde foiglich ein bestimmter 
Verbraucher auf einer Fahrzeugseite (Vorderradbrems-
zylinder) durch eine Unterverteilung (Hauptbreins-
zylinder) für die andere Fahrzeugseite über eine 
Querleitung mitgeschaltet. Es gehãre zum fach-
inánnischen Kãnnen, sicherheitstechnische Ma8nahnien, 
die sich für einen bestiinmten Teilbereich (die 
Bremsanlage) eines Kraftfahrzeugs bewâhrt hàtten, auf 
einen anderen Teilbereich (die Beleuchtung) des 
Kraftfahrzeugs zu übertragen. 

Es fehie soinit auch an dern Erfordernis der 
erfinderischen Tàtigkeit. 

X. 	Die Beschwerdegegnerin widersprach den Ausführungen der 
Beschwerdeführerin und inachte mi wesentlichen folgendes 
geltend: 

Der ErlaB einer beschwerdefahigen Zwischenentscheidung 
durch die Einspruchsabteilung mi Falle der Aufrecht-
erhaltung des Patents un geãndertein Umfang habe sich als 
durchaus praktikabel erwiesen. Dieser Weg habe den 
Vorteil, daB das Verfahren schneller abgeschlossen werden 
könne, was im Interesse al].er Beteiligten liege. Es 
verstehe sich von selbst, daB eine Beschwerde gegen die 
Zwischenentscheidung innerhalb der vorgesehenen Frist 
eingelegt werden inüsse und daB die Entscheidung der 
Beschwerdekammer in der Sache endgültig sei. Soinit 
entbehrten die diesbezüglichen Bedenken der Beschwerde-
führerin jeder rechtlichen Grundlage. 

Für eine Einschränkung des Patentanspruchs auf die 
Mitschaltung von Begrenzungsleuchten niittels einer 
Querleitung bestehe kein Grund, weil die Lehre des 
Patents, wie schon in der Beschreibung des Patents 
angedeutet, offensichtlich bei anderen Verbrauchern 
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anwendbar sei. EineAnderung der Aufgabenstellung in 
dieser Richtung sei genausowenig angezeigt. 

Was die erfinderische Tãtigkeitbetreffe, ]cónne nicht 
davon ausgegangen werden, daB der Fachmann für Mu1tip1ex-
Verkabelungssysteine Lösungen für dort auftretende 
bestiminte technische Probleine auf deni Gebiet von 
hydraulischen Breinskreisen suchen würde. Die Darstellung 
der Zweikreis-Breinsanlage nach DIN 74 000 - LL durch die 
Beschwerdeführerin sei ohnehin irrig, well die Hauptbrexns-
zylinderkeine Unterverteilungen mi Sinne des Patent-

anspruchs seien, sondern vielinehr Sender. 

Entscheidungsgrunde 

Die Beschwerde entspricht den Erfordernissen der 
Artikel 106 bis 108 sowie der Regein 1 (1) und 64 EPU; sie 
ist daher zulässig. 

	

2. 	Verfahrensrechtliche Fragen 

	

2.1 	In der Entscheidung T 89/90 (supra) ist festgesteiit 
worden, daB Artikel 106 (3) die rechtliche Grundiage dafür 
biete, Zwischenentscheidung der in Frage stehenden Art zu 
erlassen, und daB es eine Ermessungsfrage sei, ob in 
Einzelfâllen eine Zwischenentscheidung angeinessen sei oder 
ob die aktueiie Frage nur in einer das Verfahren ab-
schlieBenden Endentscheidung geregelt werden soil. Dabei 
koinine es auf eine Abwâgung verschiedener Gesichtspunkte 
an, wozu auch Kostenaspekte gehörten. Nach diesen 
grundsãtzlichen Uberlegungen konunt sodann die Entscheidung 
T 89/90 zu dem SchluB, daB der Zwischenentscheidungsweg in 
Einspruchsverfahren sachlich gerechtfertigt sei, well die 
dadurch erzielbaren Kostenersparnisse für den Patent-
inhaber das viel kleinere Risiko einer unnötigen 
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Beschwerde seitens des Einsprechenden weit überwiegen 

würden. Dabei wurden aber die jetzt aufgeworfenen 

verfahrensrechtlichen Fragen, die nach Auffassung der 

Beschwerdeführerin die bisherige Praxis des EPA rechtlich 

in Frage stellen und die angestrebte Kostenersparnis und 

Verfahrensbeschleunigung in das Gegenteil verkehren 

kãnnten, noch nicht berücksichtigt. 

	

2.2 	Es geht somit im wesent].ichen daruin, die diesbezüglichen 
- 

	

	Bedenken der Beschwerdeführerin auf ihre Stichhaltigkeit 
zu untersuchen. 

Zunãchst ist festzustellen, daB die Eritscheidung der 

Einspruchsabteilung, wonach unter Berücksichtigung der 

vorgenominenen Anderungen das Patent und die Erfindung, die 

es zuin Gegenstand hat, den Erfordernissen des EPU genügen, 

nur insofern eine "Zwischenentscheidung" ist, als sie das 
Einspruchsverfahren nicht eridgültig abschlieSt. Die 

Einspruchsabteilung hat aber eine für sie bindende, 

endgültige Sachentscheidung getroffen. Danach ist sie 

nicht xnehr befugt, die Prüfung des Einspruchs im 

Zusammenhang mit Fragen fortzusetzen, die Gegenstand 

dieser Entscheidung waren (vgl. T 390/86, AB1. EPA 

1989, 30). Entgegen der Ansicht der Beschwerdeführerin 

kann daher die Patentfâhigkeit des Gegenstands des 
Patents, gegebenenfalls im Hinblick auf einen neu 

eingeführten Stand der Technik, nur im Wege einer 

Beschwerde überprüft werden. 

	

2.3 	Nach Artikel 106 (3) EPU ist eine Entscheidung, die em 

Verfahren gegenüber einein Beteiligten nicht abschlieSt 

(eine Zwischenentscheidung), nur mit der Endentscheidung 

anfechtbar, sofern nicht in der Zwischenentscheidung die 

gesonderte Beschwerde zugelassen ist. Das Deckblatt der 

von der Einspruchsabteilung getroffenen Zwischen-

entscheidung enthält entsprechend Regel 68 (2) EPU den 
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eindeutigen Hinweis, daB die gesonderte Beschwerde 
zugelassen wird, und macht hierzu auf die Erfordernisse 
der Artikel 106 bis 108 EPU aufmerksara. Nach Artikel 108 
EPU ist die Beschwerde innerhaib von zwei Monaten nach 
Zustellung der Entscheidung schriftlich einzu1egerEs 1st 
dabei nach AuffassungderKaituuer zwingend, daB, wern die 
gesonderte Beschwerde gegen eine Zwischenentscheidung 
zugelassen wird, diése innerhaib der von Artikel 108 EPU 
bestiinmten Frist eingelegt werden muB (vgl. T 247/85, 
nicht veräffentlicht, sowie Singer, EPJ, Art. 106, 
Punkt 8). Erfolgt dies nicht, so erlangt die Zwischen-
entscheidung.Rechtskraft und eine sachliche Beschwerde 
gegen die durchArtikel 102 (3) und Regel 58 (8) EPU 
vorgeschriebene Endentscheidung ist dadurch bezüglich der 
in der Zwischenentscheidung entschiedenen Fragen 
ausgeschlossen. 

2.4 	Nach Einlegung einer form- und fristgerechten Beschwerde 
gegen die Zwischenentscheidung wird diese durch die 
Beschwerdekamlnergeprüft. Entscheidet die Kammer, daB das 
Patent un geanderten Umfang aufrechterhalten werden soil, 
so verweist sie die Arigelegenheit mit einer entsprechenden 
Auflage an die Erstinstanz zurück. Es handelt sicWhierbei 
uxn eine echte Sachentscheidung der Kamnmer mit 
abschlieBendem Charakter. Der Erstinstanz werden iedigliàh 
noch gewisse zur Verwirklichung dieser Entscheidung 	- 
erforderliche Mai3nahmnen übertragen,_weil dieKarnmer seibst 
aus organisatorischen Gründen diese Mai3nahmnen nicht 
treffen kann. Der materielle Bestand der in den in der 
Entscheidung festgelegten Unteriagen wiedergegebenen 
Erfindung darf foiglich vor demn EPA nicht wieder in Frage 
gesteilt werden (vgl. die Entscheidung T 79/89 der Karniner 
vomn 9. Juli 1990, Leitsatz veröffentiicht in AB1. EPA 
1991/04). Selbst wenn die Einsprechende versuchen wurde, 
in dem Zeitraum zwischen ErlaJ3 der Entscheidung der Kamnnier 
und dem ErlaB der durch Artikel 102 (3) und Regel 58 (8) 
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EPU vorgesehenen Endentscheidung einen neuen, eventuell 

sehr relevanten Stand der Technik in das Verfahren 

einzufuhren, müBte dieser durch die Einspruchsabteilung 

unberücksichtigt bleiben. Wie sich aus den vorstehenden 

Darlegungen ergibt, handelt es sich entgegen der 
Auffassung der Einsprechenden in einem soichen Fall nicht 

urn eine Zurückverweisung an die Erstinstanz "zur weiteren 

Entscheidung", d. h. zur erneuten Prüfung der Angelegen- 
heit, irn Sinne von Artikel 111 (1) und (2) EPU (vgl. 

Singer, EPU, Art. 111, Punkte 3 und 4). 

Entscheidet hingegen die Kammer auf Widerruf des Patents, 

so handelt es sich bereits urn eine Endentscheidung. Für 

eine Zurückverweisung an die Erstinstanz mit der Auflage, 
eine entsprechende Enderitscheidung zu treffen, besteht, 
entgegen der Ansicht der Beschwerdeführerin, daher in 
diesem Fall kein AnlaB. 

2.5 	Es geht aus dem Vorstehenden hervor, daB die von der 

Beschwerdeführerin entwickelten Szenarien, bei weichen die 

mit dem Zwischenentscheidungsweg angestrebten Kosten-

ersparnisse für den Patentinhaber möglicherweise nicht 

gegeben wären, mit dern EPU und mit der bisherigen 
Rechtsprechung nicht in Einklag zu bringen sind. Die 

Kanuuer kommt daher zu dem Ergebnis, daB die Praxis des EPA 
eine beschwerdefãhige Zwischenentscheidung zu erlassen, in 

der die der Aufrechterhaltung des Patents in geãndertem 

Umfang zugrundezulegenden Unterlagen festgestellt werden, 

auf einer sachgerechten Abwãgung aller relevanten Aspekte 

basiert und rechtlich nicht zu beanstanden ist. 

Der Antrag 1 der Beschwerdeführerin muB daher abgelehnt 

werden. Der mit dem Antrag 1 verbundene Antrag auf 

Rückerstattung der Beschwerdegebühr wird dadurch 

gegenstandslos. 
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Die...Beschwerdeführerifl hat ferner bemàngelt, dal3 die 
derzeitige Aintspraxis darin bestehe, überhaupt keine 
Endentscheidung nach Artikel 102 (3) und Regel 58 (8) EPU 
zu treffen, sondern - nach Erfüllung der formalen 
Erfordernisse durch den Patentinhaber - 1edig1ichine 

Mitteilung über die Aufrechterhaltung des Patents im 
geänderten Umfang zuzustellen. Die Beschwerdeführerin hat 
insofern recht, als das derzeit für diesen Zweck 
verwendete Formblatt 2329 weder als eine Entscheidung 

bezeichnet, noch mit der nach Regel 68 (2) EPU 
vorgeschriebenen Rechtsmittelbelehrung versehen ist. 

Wie aber bereits in der Entscheidung J 8/81 (AB1.EPA, 
1982, 10) festgestellt worden ist, kann (aber solite 
nicht) eine Entscheidung des EPA in einem Dokument 
erlassen werden, dal3 seiner Form nach nur ein Bescheid zu 
sein scheint. Ob ein Dokument eine Entscheidung darsteilt, 
hängt von der Substanz seines Inhalts und nicht von seiner 
Form ab. Das Forrnblatt 2329 enthàlt u. a. die folgende 
Feststeliung: "Nach Prüfungdes Einspruchs wird das 
europãische Patent Numiner .....in.demn geãndertemn Umfang 
aufrechterhalten (Art. 102 (3) EPU). Der Aufrechtérha1tung 
liegen die bereits aufgeführten und mitgeteilten Unter-
lagen zugrunde". Somit ist ohne weiteres und unmil3-
verständlich erkennbar, daB es sich tim eine Entscheidung 
handelt. Die Unterlassung der Rechtsmnittelbelehrung ist 
für die Rechtswirksamkeit dieser Entscheidung nicht 
entscheidend, vgl. Regel 68 (2) EPU, letzter Satz. 

Der Beschwerdeführerin ist auch insofern zuzustiminen, daB 
gemäi3 Artikel 106 (1) EPU die Endentscheidung nach 
Artikel 102 (3) und Regel 58 (8) EPU mit der Beschwerde 
anfechtbar sein muB. AUS den oben dargelegten Gründen 
erstreckt sich aber die Anfechtbarkeit nur auf die Frage, 
ob die formalen Erfordernisse nach.Artikel 102 (3) b) und 
Regel 58 (5) erfüllt worden sind. Die sachlichen 

02359 



14 	T 55/90 

Feststellungen der rechtskrâftig .gewordenen Zwischen-

entscheidung der Einspruchsabteilung bzw. der Entscheidung 

der Beschwerdekammer kônnen in diesem Stadium nicht mehr 

angegriffen werden. Eine Uberarbeitung des betreffenden 

Formblatts in diesem Sinne scheint daher geboten. 

	

2.7 	Die Kainmer sieht keine Veran].assung, die von der 

Beschwerdeführerin in ihrein Antrag 3 formulierten Rechts-

fragen der GroBen Beschwerdekannner vorzulegen. Sie ].assen 

sich, wie vorstehend dargelegt wurde, aus dent EPU 

zweifelsfrei beantworten und es liegt auch keine 

widersprüchliche Rechtsprechung diesbezüglich vor. Es geht 

zudem aus der Entscheidung G 1/88 (AB1. EPA 1989, 189) 

eindeutig hervor, daB die GroBe Beschwerdekammer keine 

prinzipiellen Bedenken gegen den Zwischenentscheidungsweg 

hatte und die Unanfechtbarkeit der Zwischenentscheidung 

über die Aufrechterhaltung des Patents in geãndertem 

Umfang nach deren Rechtskraft als selbstverstàndlich 

angesehen hat, vgl. Punkt II, Absatz 2 des Abschnitts 

"Rechtsfrage und ihr rechtlicher Hintergrundt". 

	

2.8 	un Punkt 1.6 der angefochtenen Zwischenentscheidung 

(Sachverhalt und Antrãge) ist angegeben, daB der 

Vorsitzende der Einspruchsabteilung am Ende der mündlichen 

Verhandlung am 9. Oktober 1989 verkündet habe, daB die 

Einsprüche zurückgewiesen werden. Es geht aber aus der 

Niederschrift über die mündliche Verhandlung hervor, daB 

der Vorsitzende dies nicht verkündet hat, sondern daB er 

festgestellt hat, daB unter Berücksichtigung der von der 

Patentinhaberin mm Einspruchsverfahren vorgenoinmenen 

Anderungen, das Patent und die Erfindung, die es zunt 

Gegenstand hat, den Erfordernissen des Ubereinkonunens 

genügten. Dieser Widerspruch ist aber nicht dergestalt, 

Zweifel darüber aufkonunen zu lassen, daB es sich in der 

Tat urn eine beschwerdefãhige Zwischenentscheidung handelt, 

wie dies ausdrücklich mm Deckblatt der Entscheidung 
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festgehalten ist. Eine Aufhebung der Zwischenentscheidung 
aus diesem Grunde ist daher nicht geboten. 

Zulässigkeit der geànderten Unterlagen 

3.1 	Der geltende Patentanspruch besteht aus einer Koxnbination 
der Merkmale der erteilten Ansprüche 1 und 3, ergãnzt 
durch ein der Beschreibung Spalte 2, Zeilen 38 bis 42 des 
Streitpatents entnehmbares Merkmal. Diese Ansprüche 
entsprechen bis auf redaktionelle Anderungen den 
betreffenden ursprünglichen Ansprüchen und auch der 
genannte Beschreibungsteil findet sich in der ursprüng-
lichen Beschreibung wieder. 

Die in der Beschreibung vorgenoitunenen Anderungen 
erschöpfen sich in einer Wurdigung des relevanten Stande 
der Technik sowie einer Anpassung an den neuen einzigen 
Patentanspruch. 

Die geltenden tJnterlagen sind daher im Hinblick auf 
Artikel 123 (2) und (3) EPU nicht zu beanstanden. 

32 	Der geltende Patentanspruch ist auch bezüglich Artikel 84 
EPU nicht zu beanstanden. Der un Anspruch verwendete 
Begriff tbestiInmte Verbraucher" stelit eine zulässige 
Verailgerneinerung der in der Beschreibung erwãhnten 

- - 	- "wichtigen Verbraucher, z. B. Begrenzungslampentt. dar.. 
Weiche Verbraucher als "wichtig" einzustufen sind, ist vom 
Fahrzeugtyp und den relevanten Sicherheitsbestixnmungen 
abhângig und liegt irn Erinessen des Fachmanns. 

Stand der Techriik 

4.1 	Das Dokuinent D6 beschreibt ein Multiplex-Verkabelungs- 
system nach dein Oberbegriff des Patentanspruchs. Die 
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Unterverteilungen sind sternfãrmig mit dem Sender über 

separate Leitungen verbunden. Gegenüber einer Multiplex-

Ringleitung ergibt sich dadurch der Vorteil einer erhöhten 

Sicherheit, weil bei Unterbrechung oder KurzschluB einer 

Leitung nur die eine daran angeschlossene Unterverteilung 

mit den zugehôrigen Verbrauchern unwirksam wird. 

4.2 	Die Seiten 518 und 519 des Dokuments D8 sowie das 

Dokument D10 (DIN 74000) betreffen die Bremskraft-

aufteilung in Zweikreis-Bremsanlagen. Bei der Bremskraft-

aufteilung nach DIN 74 000 - LL wirkt jeder Kreis auf die 

Vorderachse und auf ein jeweiliges Hinterrad. 

4.3 	Die Seite 578 des Dokuinents D8 sowie die Seite 942 des 

Dokuments D9 betreffen Sicherheitsbestinunungen für 

Fahrz eugbel euchtungen. 

Neuheit 

Das Multiplex-Verkabelungssystem nach dem Patentanspruch 

unterscheidet sich von dem am nãchsten koinmenden Stand der 

Technik nach dem Dokument D6 durch die im kennzeichnenden 

Tell des Anspruchs angegebenen Merkmale. Es ist somit 

neu. 

Da im Beschwerdeverfahren die Neuheit des - beanspruchten 

Systems nicht bestritten wurde, erübrigen sich hierzu 

weitere Erlãuterungen. 

Erfinderische Tátiakeit 

Ausgehend vom Stand der Technik nach dein Dokument D6 ist 

die zu lôsende technische Aufgabe, entsprechend der Angabe 

in den geltenden geãnderten Unterlagen, darin zu sehen, 

die Folgen eines inöglichen Ausfalles von Teilen des 
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gattungsgemäBen Multiplex-Systems noch weiter abzu-
mildern. 

Diese Aufgabe wird, entgegen der Auffassung der 
Beschwerdeführerin, durch die Merkmale gemä1 dern 
kennzeichnenden Teil des Patentanspruchs geläst: Fâilt aus 
irgendwelchem Grund eine Unterverteilung auf einer Fahr- 
zeugseite aus, so werden die betreffenden Verbraucher 
durch die Unterverteilung für die andere Fahrzeugseite 
über eine Querleitung mitversorgt. Der Einwand der 
Beschwerdeführerin in dieser Beziehung basiert darauf, dal3 
sie in der erfindungsgemãBen MaSnahme lediglich einen 
punktuellen Eingriff indas Multiplex-System sieht, 
während nach der Aufgabenstellung eine generelle 
Verbesserung des Systems zu erwarten ware. Die Kainmer 
vermag aber diese Auffassung nicht zu teilen. Um die 
Sicherheit eines solchen Systems zu erhöhen, braucht man 
dieses nicht in alien Bereichen zu verbessern; es genügt, 
einen Teilbereich zu verbessern. liii übrigen strahit die 
erfindungsgemäl3e MaBnahine auf die Gesantheit des Systems 
aus. 

Es kann davon ausgegangen werden, daB dem Fachmann, der 
sich mit Multiplex-Verkabeiungssystemen für Fahrzeuge 
beschãftigt, die Grundzüge von hydraulischen Zweikreis-
Bremsaniagen un Prinzip bekannt sind. Es ist jedoch 
fraglich, ob dieser Fachmann Losungsansãtze bei derartigen_ 
Bremsanlagen suchen würde, wenn es urn die Erhóhung der 
Sicherheit eines Multiplex-Verkabeiungssystelns geht. Aber 
selbst wenn man dies untersteilt, würde der Fachmann 
dadurch nicht zu dem erfindungsgeinäBen Lösungsgedanken 
geführt. Die Hauptbremszylinder in der Bremsanlage nach 
DIN 74 000 - LL sind nãmiich nur im abstraktesten Sinne 
als "Unterverteilungen't zu betrachten und sind inihrer 
Funktionsweise mit den Unterverteilungen des beanspruchten 
Systems nicht zu vergleichen. Sie 
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entsprechen im Sinne des Anspruchs 1 eher dem Sender. Der 

zustândige Fachmann würde daher den sicherheitserhóhenden 

Aspekt darin sehen, dag man zwei Sender verwendet. Diese 

MaSnahme gehórt bei Multiplex-Verkabelungssystem zum Stand 

der Technik und ist in den in der Patentschrift 

beschriebenen Ausführungsbeispiel verkórpert. Der Gedanke, 

die Sicherheit eines gattungsgemãBen Multiplex-Systems 

durch Mitschaltung bestiimnter Verbraucher über 

Querleitungen zu erhôhen, ist der bekannten Bremsanlage 

nicht zu entnehiuen und geht auch aus den übrigen Stand der 

Technik nicht hervor. 

Die Kammer komint daher zu den Ergebnis, daS der Gegenstand 

des geltenden Patentanspruchs sich nicht in naheliegender 

Weise aus den herangezogenen Stand der Technik ergibt und 

daher als erfinderisch anzusehen ist (Artikel 56 EPU). 

7. 	Bei dieser Sachlage ist das Patent in der von der 

Beschwerdegegnerin beantragten Fassung in geândertem 

Umfang aufrechtzuerhalten. 

Entscheidungs formel 

Aus diesen Grüriden wird entschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Sache vird an die Erstinstanz zurückverwiesen mit der 

Auflage, das Patent nit den in der inündlichen Verhandlung 

eingereichten Unterlagen aufrechtzuerhalten. 

Die Anträge der Beschwerdeführerin auf Aufhebung der 

angefochtenen Zwischenentscheidung als nicht konventions-

konform und auf Rückzahlung der Beschwerdegebühr werden 

zurückgewiesen, desgleichen der Antrag auf Vorlage der in 
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obigein Punkt VIII. formulierten Rechtsfragen an die GroI3e 
Beschwerdekaminer. 

4. 	Der Hilfsantrag, festzustellen, daB das Patent und die ihin 
zugrundeliegende Erfindung unter BerUcksichtigungder 
vorgenonunenen Anderungen den Erfordernissen des Ubërein-
koiamens nicht genügen, wird zurückgewiesen. 

Der Geschãftsstellenbeainte: 

N. Maslin 

Der Vorsitzende: 
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